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NIEDERSCHRIFT 
über die öffentliche Sitzung 

des Stadtrates 
vom Dienstag, 13. Oktober 2020 

 

Sitzungsleiter: 1. Bürgermeister Proske 
Schriftführer: Herr Ipsen 
 
 

Gremiumsmitglieder  
an- 

wesend 
ent- 

schuldigt Bemerkung 

2. Bgm. Obergrusberger Mitglied X   

3. Bgm. Leng Mitglied X   

SR Behounek Mitglied X  ab TOP 4 

SR Block Mitglied X   

SR Friedrichs Mitglied X   

SR Gressierer Mitglied X   

SR Hilger Mitglied X   

SR Matjanovski Mitglied X   

SR Mayer Mitglied X   

SR Mühlfenzl Mitglied X   

SR Münch Mitglied X   

SR Otter Mitglied X  ab TOP 5 

SR Peis Mitglied X   

SR Platzer Mitglied X   

SR Ried Mitglied X  ab TOP 2 

SR Riedl Mitglied X   

SR Schechner jun. Mitglied X   

SR Schedo Mitglied X   

SR Schmidberger Mitglied X   

SR Spötzl Mitglied X   

SR Zwingler Mitglied X   

SR Brilmayer Mitglied  X  

SR Fritsch Mitglied  X  

SR Rauscher Mitglied  X  
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Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt 1. Bürgermeister Proske die ordnungsgemäße Ladung so-
wie die Beschlussfähigkeit des Stadtrates fest.  
 
Dem zweiten Bürgermeister Obergrusberger und den Stadträten Gressierer, Platzer und Ried 
wird nachträglich zum Geburtstag gratuliert.  
Keiner der Anwesenden möchte gemäß § 26 der Geschäftsordnung zu einem Tagesordnungs-
punkt sprechen.  
Bürgermeister Proske erklärt die Funktionalität der Mikrofonanlage. 
 
TOP 1. 
Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserversorgungsanlage 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Alle drei Jahre werden die Wassergebühren und –beiträge neu kalkuliert. Die nun zum 
01.01.2021 anstehende Neukalkulation führte das Dienstleistungsbüro Reinhard Brilma-
yer durch, das seit 1995 damit beauftragt ist. 
Herr Gibis trägt zu den Beiträgen vor: 
Zum 31.12.1995 wurden sämtliche Investitionskosten, Zuwendungen und Zuschüsse, 
beitragspflichtige Grundstücks- und Geschoßflächen erstmalig erfasst. Die damaligen 
Tabellen wurden laufend mit den tatsächlichen Jahresergebnissen fortgeschrieben; sie 
liegen der Kalkulation zu Grunde. 
Ergebnis: Die Beitragssätze steigen merklich an: 
Grundstücksfläche von bisher 1,21 €/m² auf 1,50 €/m² 
Geschoßfläche von bisher 4,04 €/m² auf 4,89 €/m². 
Neben den Schwankungen in den Kalkulationszeiträumen liegt dies auch an den im 
Haushalts- und Finanzplan enthaltenen erheblichen Investitionen. Dagegen steigen die 
beitragspflichtigen Flächen im Verhältnis dazu deutlich geringer an. 
Die Beitragssätze liegen im Vergleich zu anderen Versorgern aber weiterhin im Mittelfeld. 
 
Herr Gibis trägt zur Gebühr vor: 
Auf die Gebührenkalkulation wurde auf der Basis der bisherigen Kalkulationen fortge-
führt. Alle Tabellen wurden in Abstimmung mit der Stadtverwaltung bzw. aus den Sach-
büchern und der Finanzplanung bis 2023 fortgeschrieben. 
Die Nachkalkulation des Zeitraums 2018 – 2020 zeigt, dass von den Ansätzen der letz-
ten Kalkulation sehr deutlich abgewichen worden ist. Dadurch hat sich eine Kostenüber-
deckung von verzinst ca. 200.000 € jährlich ergeben. Ursache dafür sind zum einen hö-
here Gebühreneinnahmen (hoher Verbrauch durch warme Sommer; hohe Abnahme-
menge durch Steinhöring) sowie deutlich niedrigere Unterhaltskosten als noch vor drei 
Jahren erwartet. Die Kostenüberdeckung ist im Folgezeitraum – also in den nächsten 
drei Jahren – wieder auszuschütten. 
Die kalkulatorischen Kosten (Zinsen und Abschreibungen) verändern sich entsprechend 
den Zugängen und endgültigen Abschreibungen von Investitionskosten; gleiches gilt für 
Zuwendungen und Herstellungsbeiträgen. 
Die Unterhaltskosten für die Jahre 2021 bis 2023 liegen im Mittel bei ca. 965.000 € jähr-
lich. 
Die Verbrauchsmengen bleiben durch das kostenbewusste Verhalten der Abnehmer na-
hezu gleich, obwohl die Abnehmerzahl an sich steigt. Die Abnahmemenge der Gemeinde 
Steinhöring kann sehr schwankend sein, so dass hier ein jährlicher mittlerer Verbrauch 
von 120.000 m³ gewählt wird (Mindestabnahme 60.000 m³ / 2019 höchster Verbrauch mit 
180.000 m³). 
Die nun auszuschüttende Kostenüberdeckung führt zu einer deutlichen Gebührensen-
kung von bisher netto 1,55 € auf nun netto 1,35 € je m³ (Steinhöring jeweils die Hälfte) 
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Wenn die Kostenüberdeckung in drei Jahren abgebaut ist, werden sich die Gebühren 
voraussichtlich wieder entsprechend erhöhen. 
Bei der Bewertung zu berücksichtigen ist, dass die Stadt Ebersberg im Gegensatz zu 
vielen anderen Versorgern keine Grundgebühr erhebt und deshalb der neue Gebühren-
satz im Vergleich günstig einzustufen ist. 
Zu den Beiträgen und Gebühren ist eine Umsatzsteuer hinzuzurechnen (ab 01.01.2021 
wieder 7%). 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Digitales hat die Änderungen in seiner Sit-
zung am 06.10.2020 einstimmig empfohlen. 
 
Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt,  
a) die Weiterführung der Kalkulation der Beiträge und Gebühren zur Wasser-

versorgungsanlage auf Grundlage der bisherigen Kalkulationen anzuerken-
nen, 

b) die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserversorgungsanlage mit Wir-
kung ab 01.01.2021 hinsichtlich der Beitrags- und Gebührensätze (netto) wie 
folgt zu ändern: 

§ 6: Der Beitrag beträgt 
a) pro m² Grundstücksfläche 1,50 € 
b) pro m² Geschoßfläche 4,89 € 

§ 10 Abs. 1 Satz 2: Die Gebühr beträgt 1,35 € pro Kubikmeter entnommenen Was-
sers. 
 
19 Ja : 0 Nein 
 
 
TOP 2. 
Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungsanlage 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Wie die Wassergebühren werden auch die Abwassergebühren seit 1995 vom Dienstleis-
tungsbüro Reinhard Brilmayer kalkuliert. 
 
Herr Gibis trägt zu den Beiträgen vor: 
Zum 31.12.1995 wurden sämtliche Investitionskosten, Zuwendungen und Zuschüsse, 
beitragspflichtige Grundstücks- und Geschoßflächen erstmalig erfasst. Dabei werden die 
anteiligen Kosten für die Straßenentwässerung und die Regenwasserbeseitigung be-
rücksichtigt. Die damaligen Tabellen wurden laufend mit den tatsächlichen Jahresergeb-
nissen fortgeschrieben; sie liegen der Kalkulation zu Grunde. 
Ergebnis: Die Beitragssätze steigen merklich an: 
Grundstücksfläche, je m²: Bisher: 2,69 € - ab 01.01.2021: 2,84 € 
Geschoßfläche, je m²: Bisher: 9,63 € - ab 01.01.2021: 10,34 € 
Hinweis: Der Beitrag nach der Grundstücksfläche deckt die investiven Kosten für die Re-
genwasserbeseitigung. 
Die Beiträge erhöhen sich vor allem dadurch, dass die beitragspflichtigen Grundstücks- 
und Geschoßflächen im Verhältnis nicht so angestiegen sind wie die Investitionen. 
Die neuen Beitragssätze können im Vergleich zu anderen Entsorgern aber weiterhin als 
moderat bezeichnet werden. Insbesondere bei der Schmutzwasserbeseitigung liegen die 
Beitragsätze sehr oft deutlich über 10,00 € je m² Geschoßfläche, im südlichen Landkreis 
mitunter auch über 20,00 € je m². 
 
Herr Gibis trägt zu den Gebühren vor: 
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Auch die Gebührenkalkulation wurde auf Basis der bisherigen Kalkulationen fortgeführt, 
incl. der gesonderten Ermittlung einer eigenen Gebühr für die Regenwasserbeseitigung. 
Alle Tabellen wurden in Abstimmung mit der Stadtverwaltung bzw. aus den Sachbüchern 
und der Finanzplanung bis 2023 fortgeschrieben. 
Die Zusammenstellung der Kosten für die Jahre 2018 - 2020 zeigt das rechnerische Er-
gebnis der Nachkalkulation auf. Daraus ergibt sich eine deutliche Kostenüberdeckung bei 
der Schmutzwasserbeseitigung von ca. 150.000 € jährlich. Diese resultiert ganz maßgeb-
lich daraus, dass die Unterhaltskosten deutlich niedriger waren als erwartet und auch 
mehr Schmutzwasser eingeleitet wurde als angenommen. Beim Regenwasser ist die 
Kalkulation nahezu aufgegangen (Unterdeckung insgesamt in drei Jahren gut 10.000 €). 
Die Unterhaltskosten der Jahre 2021 – 2023 wurden auf der Basis der Zahlen im Haus-
halt 2020 mit angemessener Erhöhung bei einzelnen Haushaltsstellen und unter Berück-
sichtigung von Sanierungsmaßnahmen an Kanälen fortgeschrieben. 
Die kalkulatorischen Kosten (Zinsen und Abschreibungen) wurden unverändert zur letz-
ten Kalkulation ermittelt und verändern sich nur geringfügig. 
Die Schmutzwassergebühr sinkt von derzeit 2,61 € auf 2,41 € je m³, was maßgeblich an 
der vorstehenden Überdeckung liegt. Wenn sich Kosten und Einnahmen wie vorgesehen 
entwickeln und die Überdeckung abgebaut ist, würde die Gebühr ab 2024 wieder ent-
sprechend ansteigen. 
Der anteilige Aufwand für die Regenwasserbeseitigung wurde jährlich mittels prozentua-
ler Einzelansätze je Kostenart und Kostenstelle ermittelt. Vom gesamten Gebührenbe-
darf entfallen jährlich gut 300.000 € auf die Regenwasserbeseitigung. Die oben genannte 
Unterdeckung von 10.000 € aus 2018 – 2020 ist ebenfalls in die Kalkulation der drei 
Folgejahre einzurechnen, wirkt sich aber nur entsprechend geringfügig aus. Berech-
nungsgrundlage ist die bebaute und befestigte Fläche eines Grundstücks, von der Re-
genwasser in den Kanal abließt. Die Regenwassergebühr sinkt von bisher 0,53 € auf nun 
0,47 € je m² anrechenbarer Grundstücksfläche. Dies liegt an der nun abgebauten hohen 
Unterdeckung aus den Jahren 2015 – 2017. 
Im Vergleich zu anderen Gemeinden ist die Einleitungsgebühr für Schmutz- und Regen-
wasser in der Summe im oberen Mittelfeld einzustufen. Es ist trotzdem ratsam und sinn-
voll, bei den vielen älteren Kanälen keinen Sanierungsstau aufkommen zu lassen. Nicht 
zuletzt ist die Stadt gesetzlich verpflichtet, die Entwässerungsanlagen fortlaufend or-
dentlich zu unterhalten. 
Die Beiträge und Gebühren zur Entwässerungsanlage sind nicht umsatzsteuerpflichtig. 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Digitales hat sich in seiner Sitzung am 
06.10.2020 einstimmig für die Änderungen ausgesprochen. 
 
Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt,  
a) die Weiterführung der Kalkulation der Beiträge und Gebühren zur Entwässe-

rungsanlage auf Grundlage der bisherigen Kalkulationen anzuerkennen, 
b) die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungsanlage mit Wirkung 

ab 01.01.2021 hinsichtlich der Beitrags- und Gebührensätze wie folgt zu än-
dern: 

§ 6 Abs. 1: Der Beitrag beträgt 
a) pro m² Grundstücksfläche 2,84 € 
b) pro m² Geschoßfläche 10,34 € 

§ 10 Abs. 1 Satz 2: Die Gebühr beträgt 2,41 € pro Kubikmeter Schmutzwasser. 
§ 11 Abs. 6: Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,47 € pro m² pro Jahr. 
 
20 Ja : 0 Nein 
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TOP 3. 
Neufassung der Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere 
Leistungen der Feuerwehren der Stadt Ebersberg 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Im Jahre 1998 haben der Bayerische Gemeindetag, der Bayerische Städtetag, der Lan-
desfeuerwehrverband Bayern e.V. und der Bayerische Kommunale Prüfungsverband 
eine Broschüre herausgegeben, die das Muster einer Satzung über Aufwendungs- und 
Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren sowie ei-
nes Pauschalsätze-Verzeichnisses und die Berechnungsunterlagen für die in Bayern üb-
licherweise verwendeten Feuerwehrfahrzeuge enthielt. In den Jahren 2007 und 2013 
haben alle vier Verbände ein überarbeitetes Muster der Feuerwehrkostensatzung und 
eines Pauschalsätze-Verzeichnisses mit Berechnungsbögen veröffentlicht. Die entspre-
chende Satzung der Stadt Ebersberg ist seit dem 01.01.2016 gültig 
(https://www.ebersberg.de/fileadmin/ebersberg/Rathaus_Service/BK/Satzungen_VO/Feu
erwehraufwandssatzung_2016_mit_Anlagen.pdf) .Vor dem Hintergrund der demnächst 
anstehenden Veröffentlichung eines neuen amtlichen Musters für die Satzung über Auf-
wendungs-und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuer-
wehren in der Bekanntmachung zum Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (Voll-
zBekBayFwG) und angesichts geänderter Fahrzeugtypen und der allgemeinen Kosten-
entwicklung haben die Verbände eine Überarbeitung ihres Satzungsmusters und des 
Pauschalsätze-Verzeichnisses vorgenommen. Die städtische Satzung ist entsprechend 
überarbeitet worden (s. Anlage). 
Der Erlass der Satzung ist in der Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Digitales am 06.10.2020 vorberaten worden. 
 
Diskussionsverlauf: 

Im Kreise des Stadtrates wird die Höhe des Aufwendungsersatzes für einen Fehlalarm 
von Brandmeldeanlagen erörtert. Die bisherige Höhe von 500 € hat nach Auskunft der 
Freiwilligen Feuerwehr noch nicht überzeugend zu einer technischen Umrüstung der An-
lagenbetreiber geführt. Vor einer Beratung über die Erhöhung des Entgelts oder anderer 
Maßnahmen sollte zunächst analysiert werden, durch welche Anlagen die Fehlalarme 
ausgelöst werden. 
 
Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt die Neufassung der städtischen Satzung über Aufwen-
dungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen der Feuerwehren der 
Stadt Ebersberg zum 01.01.2021. 
 
20 Ja : 0 Nein 
 
 
TOP 4. 
Umsatzsteuerpflicht der Kommunen - Verlängerung der Option bis 31.12.2022 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Aufgrund der Mehrwertsteuersystemrichtlinie der EU waren im Sinne der Vermeidung 
von Wettbewerbsverzerrungen bis 2016 Kommunen nur in Ausnahmefällen umsatzsteu-
erpflichtige Unternehmer (§ 2 Abs. 3 UStG i.V. § 4 KStG (BgA)). Der Gesetzgeber hat 
den Kommunen jedoch die Option gegeben, diese Frist bis längstens 31.12.2020 zu ver-
längern. Davon hat die Stadt Gebrauch gemacht. 

https://www.ebersberg.de/fileadmin/ebersberg/Rathaus_Service/BK/Satzungen_VO/Feuerwehraufwandssatzung_2016_mit_Anlagen.pdf
https://www.ebersberg.de/fileadmin/ebersberg/Rathaus_Service/BK/Satzungen_VO/Feuerwehraufwandssatzung_2016_mit_Anlagen.pdf
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Nach einem ca. einjährigen Klärungsprozess mit der EU hat der Gesetzgeber diese Frist 
mit dem Corona-Steuerhilfegesetz im Juni 2020 bis zum 31.12.2022 verlängert. Die Ver-
längerung der Option gilt automatisch, kann jedoch vorzeitig widerrufen werden. 
Sind nach dem alten Recht zum Beispiel Betriebe gewerblicher Art (BgA) mit Umsätzen 
bis 35.000 EUR grundsätzlich nicht steuerpflichtig, so sind im neuen Recht Umsätze ab 
dem ersten EUR umsatzsteuerbar. Im hoheitlichen Bereich ist zum Beispiel festzustellen, 
ob die Leistung zu Wettbewerbsverzerrungen führt (§ 2 b UStG). Auch interkommunale 
Zusammenarbeit kann zur Umsatzsteuer führen. Anders als Privatunternehmen muss  
intensiv geprüft werden, ob ein Umsatz steuerbar und steuerpflichtig ist oder nicht. Bisher 
unterhält die Stadt bereits folgende umsatzsteuerpflichtige Betriebe gewerblicher Art 
(BgA, in Klammern Gliederungsziffer der Haushaltstelle): Laden Museum Wald und Um-
welt (321.), Hallenbad zu 52,6% (570.), Klosterbauhof zu 33,4% (760.), Wasserversor-
gung (815.), Photovoltaik (810.), Blockheizkraftwerk Schule/Hallenbad zu 50% (817.), 
Veranstaltungsräume (Altes Kino, Alter Speicher, Volksfesthalle; 840.) 
Die Kämmerei hat sich dem Thema 2019 angenommen und schnell festgestellt, dass es 
ohne externe An- und Begleitung nicht geht. In einem Gemeinschaftsprojekt mit sechs 
weiteren Gemeinden in Oberbayern wird unter Anleitung der Steuerberatung Schüller-
mann derzeit der Haushalt auf steuerbare Umsätze durchgesehen. Dies bedeutet letzt-
lich, dass jeder Einnahme - Buchungssatz des Jahres 2019 (insg. ca. 6.800) bis zu 25 
Prüfungen unterzogen werden muss. Des Weiteren steht eine Prüfung der Ausgabensei-
te an, um eventuelle Vorteile aus einer Umsatzsteuerpflicht zu detektieren. Auch müssen 
die Verträge und Satzungen der Stadt einem Check und Änderungen unterzogen wer-
den. Letztlich muss auch eine Tax Compliance erstellt werden, um die Verantwortlichen 
vor steuerlichen Haftungsrisiken weitgehend zu schützen. Dies wird alles noch mindes-
tens ein Jahr wenn nicht zwei Jahre in Anspruch nehmen.  
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Digitales hat sich in seiner Sitzung am 
06.10.2020 mit der Sache befasst. 
 
Beschluss: 

Der Stadtrat widerruft die kraft Gesetz automatisch bis zum 31.12.2022 verlängerte 
Option für das alte Umsatzsteuerrecht nicht. 
 
21 Ja : 0 Nein 
 
 
TOP 5. 
12. FNP Änderung - Fotovoltaikfreiflächenanlage Oberlaufing; 
Behandlung der Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung und der Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Vorgeschichte: 
Der Stadtrat der Stadt Ebersberg beschloss am 19.11.2019 die 12. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes – PV-Freiflächenanlagen Oberlaufing. Der Aufstellungsbeschluss 
wurde am 28.11.2019 gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB öffentlich bekannt gemacht. Die 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB fand zwischen dem 
18.06.2020 und dem 21.07.2020 statt. 
 
1. Keine Rückmeldung haben abgegeben: 
1.1 Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
1.2 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
1.3 Bayerischer Bauernverband 
1.4 Amt für ländliche Entwicklung 
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1.5 Landratsamt Ebersberg, Brandschutzdienststelle 
1.6 Polizeiinspektion Ebersberg 
1.7 Stadt Grafing b. München 
1.8 Gemeinde Frauenneuharting 
1.9 Bund Naturschutz 
1.10 Landesjagdverband Bayern e. V.  
1.11 Wasser- und Bodenverband Oberlaufinger Moos 
1.12 DB Services Immobilien GmbH 
1.13 Deutsche Bahn AG, Geschäftsbereich Nahverkehr 
1.14 DB Regio Netz 
1.15 Landratsamt Ebersberg, Wasserrecht 
1.16 Bayer. Landesamt für Denkmalpflege 
 
 
2. Keine Einwände und Bedenken haben abgegeben: 
2.1 Landratsamt Ebersberg, Gesundheitsamt, Schreiben vom 02.07.2020 
2.2 Kreisheimatpflegerin, Frau Niemeyer-Wasserer, Schreiben vom 16.07.2020 
2.3 Energienetze Bayern, Schreiben vom 22.07.2020 
2.4 Markt Kirchseeon, Schreiben vom 25.06.2020 
2.5 Gemeinde Steinhöring, Schreiben vom 15.07.2020 
2.6 Landratsamt Ebersberg, SG 44, Altlasten, Bodenschutz, Schreiben vom 18.06.2020 
2.7 Regionaler Planungsverband, Schreiben vom 02.07.2020 
2.8 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Schreiben vom 16.07.2020 
2.9 Gemeinde Hohenlinden 
2.10 Stadt Ebersberg, Abfall & Umwelt, Schreiben vom 21.07.2020 
2.11 Stadt Ebersberg, Klimaschutz- und Energiemanager, Schreiben vom 20.07.2020 
 
 
 
3. Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
3.1 Regierung von Oberbayern, höhere Landesplanungsbehörde, Schreiben vom 
18.06.2020 
3.2 Landratsamt Ebersberg, Bauleitplanung, Schreiben vom 16.07.2020 
3.3 Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 15.07.2020 
3.4 Bayernwerk Netz GmbH, Schreiben vom 16.06.2020 
3.5 Stadt Ebersberg, Tiefbauamt, Schreiben vom 25.06.2020 
3.6 Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben vom 26.06.2020 
 
Behandlung der Stellungnahmen: 
 

3.1 Regierung von Oberbayern, höhere Landesplanungsbehörde, Schreiben vom 
18.06.2020 

 
Vorhaben 
Die Stadt Ebersberg beabsichtigt mit o.g. Parallelverfahren die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung einer Freiflächenfotovoltaikanlage zu schaffen. Ziel 
der Planung ist die Ausweisung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Frei-
flächenphotovoltaikanlage“. Das Planungsgebiet (Größe ca. 1,6 ha) befindet sich in der 
Nähe des Ortes Oberlaufing auf dem Flurstück Nr. 227 (Gemarkung Oberndorf) östlich 
der Stadt Ebersberg und südöstlich der Bahnlinie Ebersberg – Wasserburg. Im gültigen 
Flächennutzungsplan der Stadt Ebersberg ist die Fläche als „Fläche für Landwirtschaft“ 
dargestellt.  
Erfordernisse der Raumordnung  
Gemäß LEP 1.3.1 (G) soll den Anforderungen des Klimaschutzes Rechnung getragen 
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werden, insbesondere durch (…) die verstärkte Erschließung und Nutzung 
erneuerbarer Energien (…). 
Gemäß LEP 3.3 () sind neue Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an geeignete 
Siedlungseinheiten auszuweisen (…). 
Gemäß LEP 6.2.1 (Z) sind erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen. 
Gemäß LEP 6.2.3 (G) können in den Regionalplänen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für 
die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden. Freiflächen-
Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert 
werden. 
Landesplanerische Bewertung 
Aus landesplanerischer Sicht ist das o.g. Vorhaben vor dem Hintergrund des Klima-
schutzes zu begrüßen. Gemäß der Begründung zum LEP-Ziel 3.3. sind Freiflächen-
Photovoltaikanlagen (…) keine Siedlungsflächen im Sinne dieses Ziels. Im Regionalplan 
der Region München sind keine Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Errichtung von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen festgelegt. Aufgrund der Lage an der o.g. Bahnlinie 
kann der Standort aus landesplanerischer als vorbelastet bewertet werden. Darüber hin-
aus wird laut dem vorgelegten Umweltbericht vom 05.05.2020 im Norden der Blick auf 
das Vorhaben durch einen Wald versperrt. Des Weiteren sei der Standort aufgrund der 
topographischen Verhältnisse von Osten her schlecht einsehbar. 
 
Ergebnis 
Das Vorhaben entspricht grundsätzlich den Erfordernissen der Raumordnung. 
 
Behandlungsvorschlag: 
Die Stellungnahme ist identisch zum Bebauungsplanverfahren Nr. 213 „Freiflächenpho-
tovoltaikanlage Oberlaufing“.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat nimmt von der Stellungnahme Kenntnis. Eine materielle Änderung des Pla-
nentwurfs ist nicht notwendig. 
 

3.2 Landratsamt Ebersberg, Bauleitplanung, Schreiben vom 1607.2020 

 
Die Stadt Ebersberg hat für den Bereich „Freiflächenphotovoltaikanlage Oberlaufing“ das 
o. g. Verfahren beschlossen.  
Mit der Bauleitplanung ist Folgendes beabsichtigt:  
Die Stadt Ebersberg möchte die planungsrechtliche Grundlage für eine Freiflächenpho-
tovoltaikanlage schaffen und eine nachhaltige Versorgung durch den Einsatz erneuerba-
rer Energien ermöglichen. Die Errichtung und der Betrieb sind nördlich von Oberlaufing 
und südöstlich der Bahnlinie Ebersberg-Wasserburg geplant. Der Umgriff umfasst die 
Darstellung von Flächen mit der Zweckbestimmung „Freiflächenphotovoltaik“ auf dem 
Grundstück mit der Fl.-Nr. 227, Gemarkung Oberndorf. Der bisherige Flächennutzungs-
plan der Stadt Ebersberg stellt den Bereich als „Fläche für Landwirtschaft“ dar.  
Die im Landratsamt vereinigten Träger öffentlicher Belange nehmen zu dem vorliegen-
den Entwurf wie folgt Stellung:  
A. aus baufachlicher Sicht  
Laut Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 14.01.2011 sind 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen in einem eng begrenzten Korridor von 110 m beidseits 
der Autobahn- oder Eisenbahntrasse angesichts der Vorbelastung der Flächen möglich.  
Da die in der Änderungsplanung dargestellte Fläche diese Anforderungen erfüllt, beste-
hen aus baufachlicher Seite keine Einwände. 
B. aus immissionsschutzfachlicher Sicht  
Beabsichtigte Planungen und Maßnahmen  
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Der Unteren Immissionsschutzbehörde sind keine Planungen oder Maßnahmen bekannt, 
die sich auf den Geltungsbereich der Satzung auswirken könnten.  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die 
im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können:  
- Keine –  
Fachliche Informationen aus der eigenen Zuständigkeit:  
- Keine –  
C. aus naturschutzfachlicher Sicht  
Aus naturschutzfachlicher- und rechtlicher Sicht bestehen zu der Errichtung der PV Frei-
flächenanlage auf der Flurnummer 227 Gmkg. Oberndorf aus folgenden Gründen erheb-
liche Einwände und Bedenken:  
In dem „Praxis-Leitfaden für die ökologische Gestaltung von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen“ des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (LFU) werden die natur-
schutzfachlichen Ziele und Grundsätze für die Errichtung von PV-Anlagen beschrieben. 
Ein Grund für die Herausgabe des Leitfadens ist, dass aufgrund der Änderung des EEG 
ein teils flächendeckender Bau von PV-Anlangen entlang von Autobahnen und Gleisen, 
auch in landschaftlich sensiblen Gebieten, zu beobachten ist. Aufgrund dessen werden 
im Kapitel 3 die Grundsätze und Kriterien für die Standortwahl einer PV-
Freiflächenanlage dargestellt. Bei der Ausweisung sind zunächst die Ziele und Grundsät-
ze der Raumordnung zu beachten, wie beispielsweise (G) 6.2.3. LEP (Landesentwick-
lungspro-gramm), dass Photovoltaik-Freiflächenanlagen möglichst auf vorbelasteten 
Standorten realisiert werden sollen oder, dass (G) 3.3 eine Zersiedelung der Landschaft 
vermieden werden soll. Im LEP werden vorbelastete Standorte wie Verkehrswege, Ener-
gieleitungen oder Konversionsflächen ausdrücklich genannt. Hierdurch sollen ungestörte 
Landschaftsteile geschützt werden. Im Leitfaden werden Standorte genannt, die für die 
Errichtung solcher Anlagen vorrangig geeignet sind. Bespiele im besiedelten Raum sind 
Siedlungsbrachen, versiegelte Fläche, Altlastflächen oder Lärmschutzeinrichtungen. Im 
Außenbereich, sofern keine besonderen ästhetischen oder ökologischen Funktionen be-
stehen, Flächen im Zusammenhang mit Gewerbegebieten, Abfalldeponien und Altlastflä-
chen oder Pufferzonen entlang großer Verkehrstrassen. Obwohl sich die geplante PV-
Freiflächenanlage auf der Flurnummer 227 Gmkg. Oberndorf im 110 m Bereich einer 
Schiene befindet und solche Anlagen gemäß LEP und der Kriterienauswahl des Praxis-
Leitfadens möglich sind, ist immer der Einzelfall zu beachten:  
In diesem Fall befindet sich die Schiene im Bereich der Talsohle und des Talhangs des 
Ebrachtales. Es handelt sich um eine eingleisige Schiene, auf der lediglich zwei Züge in 
der Stunde verkehren. Dies ist nicht mit einem 2-3 gleisigen Ausbau vergleichbar, auf 
dem regelmäßig Hochgeschwindigkeitszüge und Güterzüge fahren. Das Gelände ist 
durch eine unzerschnittene Landschaft geprägt. Die nächste Ortschaft (Oberlaufing) liegt 
ca. 130 m entfernt und das nächste Gewerbegebiet ca. 450 m. Im Süden steigt das Ge-
lände in den Bereich der Grundmoränenlandschaft um Traxl an. Diese gut ablesbare 
landschaftliche Strukturierung basiert auf den verschiedenen Vorstoß- und Rückzugssta-
dien der glazialen Bewegungen. Aufgrund des Übergangs dieser beiden verschiedenen 
Landschaftsräume ist die Landschaft durch eine abwechslungsreiche Geländeform ge-
prägt und von hohem landschaftsästhetischem Wert. Im Bereich der Talsohle, sowie der 
Hänge befinden sich bereits viele wertvolle Ausgleichsflächen, sowie Pflegeflächen des 
Landschaftspflegeverbandes. Die geplante PV-Anlage im Bereich der Talsohle wird von 
weitem, vor allem von Ebersberg und Oberlaufing aus, einsehbar sein und stellt somit 
nach § 14 Abs. 1 BNatSchG einen erheblichen und nachhaltigen Eingriff ins Land-
schaftsbild dar. Eine „Vorbelastung in alle Himmelsrichtungen“, auf die im Umweltbericht 
verwiesen wird, ist somit an dieser Stelle nicht gegeben. Die Standortwahl widerspricht 
den Zielen und Grundsätzen des LEP und des Leitfadens des LFU und führt den bereits 
beobachteten Zubau von PV-Anlangen in sensiblen Gebieten weiter. Durch die Errich-
tung wird eine Zerschneidung der Landschaft verursacht, die unter Umständen weitere 
Bauvorhaben in diesem Bereich begünstigen können. Der Ausbau von PV-
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Freiflächenanlagen wird im Hinblick auf den Klimaschutz seitens der Naturschutzbehörde 
ausdrücklich begrüßt. Die Folgen des Klimawandels werden für die Biodiversität enorme 
Folgen mit sich bringen, die es so weit es geht einzudämmen gilt. Dennoch müssen bei 
der Planung die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes berücksichtigt werden. In die-
sem Sinne gilt es Flächen zu finden, die sowohl aus wirtschaftlicher als auch aus natur-
schutzfachlicher Sicht geeignet erscheinen.  
Obwohl der Standort der PV-Anlage von der Unteren Naturschutzbehörde nicht befür-
wortet werden kann, weisen wir auf folgende Unstimmigkeiten in der Planung hin:  
1) Die PV-Anlage soll laut Umweltbericht im Westen eingegrünt werden. Es ist zu be-
rücksichtigen, dass die PV-Anlage auch von Süden und Osten weit einsehbar sein wird. 
Um die Anlage landschaftsgerecht gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG einzubinden, ist die 
PV-Anlage auch von Süden und Osten einzugrünen. Wir bitten die geplante Eingrünung 
im FNP darzustellen.  
2) Eine ausführliche Abarbeitung des Umweltberichts ist auf Ebene des Flächennut-
zungsplanes nicht erforderlich. Dennoch soll an dieser Stelle auf folgendes hingewiesen 
werden: - Die PV-Anlage soll bei Bedarf durch befestigte Grünflächen erschlossen wer-
den. Eine Erschließung wirkt sich auf die Eingriffsschwere aus und ist im Zuge der Ein-
griffsbilanzierung zu berücksichtigen. Somit sollte spätestens auf Ebene des Bebau-
ungsplanes klar sein, ob und in welchem Umfang die Erschließung erfolgt. - Aufgrund der 
exponierten und sensiblen Lage der PV-Anlage ist von einer hohen Erheblichkeit des 
Schutzgutes Erholungseignung und Landschaftsbild auszugehen. - Auch auf Ebene der 
FNP-Änderung ist eine grobe Ermittlung des naturschutzfachlichen und – rechtlichen 
Ausgleichsflächenbedarf bzw. möglicher CEF-Maßnahmen wünschenswert. Die zur Ver-
fügung stehende Ausgleichsfläche sollte im Zuge der FNP-Änderung dargestellt werden.  
 
Behandlungsvorschlag: 
Bei der Projektfläche handelt es sich um eine vorbelastete Fläche. Die Projektfläche be-
findet sich überwiegend im 110 m breiten Korridor einer Bahnstrecke (s. Abwägung der 
Stellungnahme von Herrn Siebel). Die Strecke ist zwar nur eingleisig, jedoch wird die 
Landschaft ebenso zerschnitten, wie von einer 2-gleisigen oder 3-gleisigen Bahnstrecke. 
Zudem gibt es Bestrebungen der Deutschen Bahn, die Strecke zu elektrifizieren. Des 
Weiteren verläuft nördlich des Bahngleises direkt eine 110-kV Hochspannungsleitung, 
die die Landschaft, optisch ebenfalls zerschneidet. Die Frequentierung der Bahnanlage 
ist für die angesprochene Zerschneidung der Landschaft irrelevant.  
Etwa 600 m nördlich der Projektfläche befindet sich das Gewerbegebiet Handwerkerhof 
Langwied, sowie eine Kläranlage. Südlich, sowie südöstlich der Projektfläche befinden 
sich die beiden Ortschaften Ober- und Unterlaufing. Im Westen befinden sich die Stadt 
Ebersberg, sowie ein Gewerbegebiet. Die Vorbelastung in alle Himmelsrichtung ist daher 
gegeben und dies entspricht somit den Zielen und Grundsätzen des LEP und des Leitfa-
dens des LFU. Die Errichtung der PV-Anlage führt nicht zu einer optischen Zerschnei-
dung. Des Weiteren soll, aufgrund der unten beschriebenen Vergrößerung der PV-
Anlage, eine 5 m breite Hecke um die Anlage entstehen (s. Abwägung der Stellungnah-
me von Herrn Siebel). Des Weiteren soll im nördlichen waldnahen Bereich eine Aus-
gleichsfläche entstehen. Diese soll in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde 
des Landratsamtes Ebersberg geschaffen werden.  
Optisch fügt sich die Projektfläche mit diesen Maßnahmen sehr gut ins Landschaftsbild 
ein.  
Die Erschließung der Anlage erfolgt auf den aktuell vorhandenen Wegen. Eine zusätzli-
che Erschließung ist nicht von Nöten und daher muss dies in der Ausgleichsbilanzierung 
auch nicht berücksichtigt werden. 
Durch die Lage direkt am Bahngleis und in unmittelbarer Nähe zu der 110-kV Stromlei-
tung, handelt es sich hierbei nicht um ein sensibles Gebiet.  
Die Ausgleichsfläche wird in der Planzeichnung nicht graphisch dargestellt. Dies wird 
zum besseren Verständnis sowohl graphisch, als auch in der Legende hinzugefügt.  
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Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat nimmt die Randeingrünungen in die Planzeichnung der Änderung des Flä-
chennutzungsplans auf. Im Übrigen wird auf die Abwägung zum Bebauungsplan Nr. 213 
– PV-Freiflächenanlagen Oberlaufing, Ziff. 3.2 und 3.8 verwiesen.  
 

3.3 Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 15.07.2020 

 
 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-
rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o.g. Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung:  
Im Geltungsbereich befinden sich derzeit keine Telekommunikationslinien der Telekom. 
Es bestehen daher keine Einwände.  
Bitte beachten Sie bei Ihren weiteren Planungen, dass die Telekom nicht verpflichtet ist, 
Photovoltaik-Anlagen an ihr öffentliches Telekommunikationsnetz anzuschließen.  
Gegebenenfalls ist dennoch die Anbindung an das Telekommunikationsnetz der Telekom 
auf freiwilliger Basis und unter der Voraussetzung der Kostenerstattung durch den Vor-
habenträger möglich. Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstim-
mung des Vorhabenträgers mit der Telekom erforderlich. 
 
Behandlungsvorschlag: 
Die Stellungnahme ist identisch zum Bebauungsplanverfahren Nr. 213 „Freiflächenpho-
tovoltaikanlage Oberlaufing“.  
Bei Planungsänderung wird die Deutsche Telekom Technik GmbH erneut beteiligt.  
 
Beschlussempfehlung: 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. Eine materielle Änderung des Planentwurfs ist nicht not-
wendig. 
 

3.4 Bayernwerk Netz GmbH, Schreiben vom 16.06.2020  

 
Nach Einsicht der uns vorliegenden Planunterlagen teilen wir Ihnen mit, dass unserer-
seits keine Einwände bestehen, da im Planungsbereich keine Versorgungsanlagen unse-
res Unternehmens betrieben werden.  
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für Rückfragen 
jederzeit gerne zur Verfügung. 
Für eventuelle Rückfragen steht Ihnen das Kundencenter Ampfing gerne zur Verfügung. 
Des Weiteren bitten wir Sie, uns auch weiterhin an der Aufstellung bzw. an Änderungen 
von Flächennutzungsplänen und weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen. 
 
Behandlungsvorschlag: 
Die Stellungnahme ist identisch zum Bebauungsplanverfahren Nr. 213 „Freiflächenpho-
tovoltaikanlage Oberlaufing“.  
Bei Planungsänderung wird die Bayernwerk Netz GmbH erneut beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat nimmt von der Stellungnahme Kenntnis. Eine materielle Änderung des Pla-
nentwurfs ist nicht notwendig. 
 

3.5 Stadt Ebersberg, Tiefbauamt, Schreiben vom 25.06.2020 
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Kanalisation 
Im unmittelbaren Bereich der Fl. Nr. 227 Gemarkung Oberndorf liegt keine öffentliche 
Kanalisation an. Jedoch am geplanten Netzverknüpfungspunkt auf Höhe des Anwesens 
Hs. Nr. 1 Am Sandberg, verläuft eine Abwasserdruckleitung von Süden nach Norden, an 
der das Gebäude angeschlossen ist. Weiterhin befinden sich im Oberlaufingermoos zwi-
schen dem Anwesen Hs. Nr. 1 Am Sandberg und der Fl. Nr. 227 zwei Drainageablei-
tungskanäle mit einem Durchmesser von ca. DN 400 B und einem verzweigten Drai-
nagesystem. Vor der Verlegung der Netzversorgungskabel ist eine Abstimmung sowohl 
mit der Kanalabteilung als auch mit dem Wasser- und Bodenverband Oberlaufinger 
Moos dringend notwendig. Nachdem die Stromkabel vermutlich z. T. in städtischen Flä-
chen verlegt werden, ist die Planung der Verlegetrasse rechtzeitig dem Bauamt der Stadt 
zur Abstimmung vorzulegen.  
 
Wasserversorgung 
Am südlichen Ende der Fl. Nr. 227 liegt eine öffentliche Hauptwasserleitung DN 150 
PVC, teils im Wegegrundstück Nr. 198 und teils in den Fl. Nr. 210 und 190 an. Bei dieser 
Wasserleitung ist aufgrund des sehr empfindlichen Materials Vorsicht geboten. Bei der 
Verlegung der Stromkabel oder anderen Arbeiten im Bereich der Wasserleitung ist immer 
und rechtzeitig die Wasserversorgung (WV) der Stadt Ebersberg zu informieren.  
Am geplanten Netzverknüpfungspunkt bei dem Anwesen Am Sandberg Hs. Nr. 1 quert 
die Wasserhausanschlussleitung der privaten Feldweg Fl. Nr. 555/5. Auch hier ist bei 
Bauarbeiten die WV zu informieren.  
Nachdem die Stromkabel vermutlich z. T. in städtischen Flächen verlegt werden, ist die 
Planung der Verlegetrasse rechtzeitig dem Bauamt der Stadt zur Abstimmung vorzule-
gen. 
 
Straßenbau 
Die Andienung der Baustelle für die Photovoltaikanlage, sowie der künftige Unterhalt 
(Wartung) erfolgt vermutlich z.T. auch über städtische Feldwege. Diese Wege sind vor 
der Maßnahme zu dokumentieren und nach den Baumaßnahmen in den ursprünglichen 
Zustand zurück zu versetzen. Sollte ein Ausbau der Wege für die Baumaßnahmen not-
wendig sein, so ist dieser mit der Stadt vorab abzustimmen. Nach Durchsicht der Flurkar-
ten im GIS wurde festgestellt, dass der öffentliche Feld- und Waldweg mit der Fl. Nr. 198 
in der Natur nicht mehr existiert. Hier sind unabhängig von der geplanten Maßnahme 
Gespräche mit den anliegenden Grundstückseigentümern zu führen.  
Nachdem die Zufahrt von Norden zu dem Grundstück Fl. Nr. 227 auf einem Feldweg, der 
auf Bahngrund liegt, zu der geplanten Anlage und noch dazu über einen unbeschrankten 
Bahnübergang führt, ist aus Sicht der Tiefbauabteilung aus Sicherheitsgründen über eine 
Wiederherstellung des Wegegrundstücks auf der Fl. Nr. 190 nachzudenken. Die Andie-
nung der Fl. Nr. 227 wäre hier dann über einen beschrankten Bahnübergang möglich, 
was die Sicherheit der Baumaßnahme und eventuell anfallende Kosten für Sicherheits-
personal von der Bahn reduzieren könnte.  
 
Allgemein 
Aus Sicht der Tiefbauabteilung ist eine frühzeitige Beteiligung an den weiteren Planun-
gen, zu den vor beschriebenen Themen, unbedingt notwendig. 
 
Behandlungsvorschlag: 
Kanalisation und Wasserversorgung: 
Vor Baubeginn von der Photovoltaikanlage und zugehöriger Kabeltrasse werden Spar-
tenauskünfte aller entsprechenden Sparten eingeholt. Falls Überschneidungen mit dem 
Bauvorhaben erkannt werden, wird die zuständige Fachstelle kontaktiert. 
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Die Planung des Verlaufs der Kabeltrasse wird dem Bauamt der Stadt Ebersberg recht-
zeitig zur Abstimmung vorgelegt.  
 
Straßenbau: 
Alle genutzten Feldwege der Stadt Ebersberg werden in der Planung ausgewiesen und 
durch die Planung im Normalfall nicht verändert. Falls durch den Bau der Freiflächenpho-
tovoltaik Maßnahmen an den Wegen vorgenommen werden müssen, werde diese do-
kumentiert und nach den Baumaßnahmen in den ursprünglichen Zustand zurückversetzt. 
Generell ist ein Ausbau der bestehenden Wirtschaftswege nicht nötig. Falls dennoch 
Maßnahmen zum Ausbau nötig sein sollten, werden diese selbstverständlich vorher mit 
der Stadt abgestimmt.  
Die Zuwegung zur Projektfläche soll ausgehend von der Landstraße zwischen der Stadt 
Ebersberg und Oberlaufing erfolgen. Am Grundstück mit der Flurnummer 268/2, Gemar-
kung Oberndorf, soll der Wirtschaftsweg hin zur Projektfläche verwendet werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat nimmt von der Stellungnahme Kenntnis. Eine materielle Änderung des Pla-
nentwurfs ist nicht notwendig. 
 

3.6 Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben vom 26.06.2020 

 
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebs-
anlagen und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des 
Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten 
Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnver-
kehrsverwaltung des Bundes berühren. 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der o.a. Planung aufgrund der 
Nähe zur Bahnstrecke 5710 Ebersberg – Wasserburg berührt. Grundsätzlich ist zu be-
achten, dass durch die Festlegungen in der Bauleitplanung der Schienenverkehr und 
damit auch die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs nicht gefährdet werden darf. Die 
Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen ist jederzeit zu gewährleiten. 
Bei Aufnahme der im heutigen Parallel-Schreiben (Gz. 65117-651 pt/008-2020#342) an-
geführten Regelungen in Bebauungsplan Nr. 213 bestehen allerdings keine Bedenken. 
Hinsichtlich der Beteiligung der Infrastruktur der Bundeseisenbahnen als Träger öffentli-
cher Belange und als Grundstückseigentümer / -nachbarn gehen wir ausweislich des 
Verteilers Ihrer E-Mail vom 16.06.2020 davon aus, dass diese bereits ausreichend betei-
ligt worden sind.  
 
Behandlungsvorschlag: 
Da im Schreiben vom 26.06.2020 keine Bedenken im Rahmen der 12. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Stadt Ebersberg geäußert wurden, werden keine Änderungen 
vorgeschlagen.  
Die Beteiligung der Infrastruktur der Bundeseisenbahnen ist, wie beim Bebauungsplan 
Nr. 213, in ausreichendem Maße erfolgt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat nimmt von der Stellungnahme Kenntnis. Eine Änderung der Planung ist 
nicht erforderlich. Die Regelungen der Eisenbahnbelange werden im Bebauungsplan Nr. 
213 aufgenommen. Es wird in diesem Zusammenhang auf die Abwägung in Ziff. 3.10 
des nachfolgenden Tagesordnungspunktes verwiesen. 
 
Seitens der Öffentlichkeit gingen zur 12. Flächennutzungsplanänderung keine Stel-
lungnahmen ein.  
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Beschluss: 

1. Der Stadtrat nimmt von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 
3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Kenntnis.  
Der Stadtrat macht sich die Inhalte der Abwägungs- und Beschlussvorlage 
zur Fassung vom 15.09.2020 zu Eigen.  
 

2. Der Stadtrat beauftragt das Planungsbüro, die heute beschlossenen Ände-
rungen in den Flächennutzungsplanentwurf einzuarbeiten.  
 

3. Der Stadtrat billigt den Entwurf der 12. Flächennutzungsplanänderung in der 
Fassung vom 15.09.2020 mit den heute beschlossenen Änderungen. Die 
Verwaltung wird beauftragt, den Flächennutzungsplanentwurf gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Stellungnahmen der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB einzuho-
len.  
 

 
22 Ja : 0 Nein 
 
 
TOP 6. 
Verschiedenes 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Es gibt keine Mitteilung des ersten Bürgermeisters. 
 
 
TOP 7. 
Wünsche und Anfragen 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Es gibt keine Wortmeldungen. 
 
 
 
 
 
Beginn der öffentlichen Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der öffentlichen Sitzung: 18:35 Uhr 
 
Stadt Ebersberg, den 16.10.2020 
 
 
 
Herr Proske 
Sitzungsleiter 

Herr Ipsen 
Schriftführer/in 

 
 
Bekanntgabe der Beschlüsse aus der anschließenden nicht öffentlichen Sitzung 
Vergabe Müllabfuhr  


